
13/2015/32/Stn 5. Oktober 2015

Stellungnahme

Auf Ersuchen des Amtgerichts [. . . ] in der rechtshängigen Sache [. . . ] Aktenzeichen
[. . . ] gibt die Clearingstelle EEG gemäß § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 20141, § 29a
Abs. 1 VerfO2 vorbehaltlich einer weiteren Sachverhaltsaufklärung durch das Ge-
richt folgende Stellungnahme ab:

1. Die auf dem Dach des Wohnhauses des Klägers [. . . ] von der
Firma [. . . ] GmbH & Co. KG installierte Photovoltaikanlage
hat am 31. März 2012 und damit vor dem Degressionstermin
1. April 2012 ihre „technische Betriebsbereitschaft“ erlangt.

2. Bei einer vor dem Degressionstermin 1. April 2012 im Sinne des
§ 3 Nr. 5 EEG 2012 technisch betriebsbereiten und in Betrieb
gesetzten Anlage hat die Beklagte dem Kläger nach den Ver-
gütungssätzen des § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 20a Abs. 3
Nr. 5 EEG 20123

• für den 2012 zur Verfügung gestellten Strom von
6 624 kWh eine um 458,14e,

• für den 2013 zur Verfügung gestellten Strom von
11 336 kWh eine um 784,04e und

• für den 2014 zur Verfügung gestellten Strom von
12 609 kWh eine um 872,08e

zu geringe Vergütung gezahlt.

1Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes v. 29.06.2015 (BGBl. I S. 1010), nachfolgend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsaus-
gabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.

2Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG v. 01.10.2007 in der Fassung v. 24.06.2014, abrufbar un-
ter https://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.

3In der am 31.03.2012 anzuwendenden Fassung.
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1 Verfahren

Das Amtgericht [. . . ] hat die Clearingstelle EEG mit Schreiben vom 2. Juli 2015 zur1
Abgabe einer Stellungnahme zu folgenden Fragen ersucht:

1. Hat die auf dem Dach des Wohnhauses des Klägers [. . . ] von der
Firma [. . . ] GmbH & Co. KG installierte Photovoltaikanlage am
31. März 2012 und damit vor dem Degressionstermin 1. April 2012
„technische Betriebsbereitschaft“ erlangt ?

2. Hat die Beklagte bei einer vor dem Degressionstermin 1. April
2012 i. S. des EEG technisch betriebsbereiten Anlage

• für den 2012 zur Verfügung gestellten Strom von 6 624 kWh
gemäß Rechnung (Anlage K1, Bl. 6 d. A.) eine nach den Vergü-
tungssätzen des EEG um 458,14e,

• für den 2013 zur Verfügung gestellten Strom von 11 336 kWh
gemäß Rechnung (Anlage K2, Bl. 7 d. A.) eine nach den Vergü-
tungssätzen des EEG um 784,04e und

• für den 2014 zur Verfügung gestellten Strom von 12 609 kWh
gemäß Rechnung (Anlage K3, Bl. 8 d. A.) eine nach den Vergü-
tungssätzen des EEG um 872,08e

zu geringe Vergütung gezahlt ?

Die Clearingstelle EEG hat das Stellungnahmeverfahren durch Beschluss vom 24. Ju-2
li 2015 angenommen. Sie ist gemäß § 29a Abs. 1 i. V. m. § 26 Abs. 1 Satz 1 VerfO mit
dem Mitglied Dr. Pippke in Vertretung für den Vorsitzenden Dr. Lovens sowie den
Mitgliedern Richter und Dr. Winkler besetzt. Die Beschlussvorlage hat das Mitglied
Dr. Winkler erstellt.

Die Clearingstelle EEG ist gemäß § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2014, § 5 Abs. 33
VerfO zur Abgabe einer Stellungnahme zu der vom Gericht gestellten Frage be-
rufen, da die Frage die Anwendung einer der in § 81 Abs. 2 EEG 2014 genannten
Rechtsvorschriften betrifft und die Anwendungsfrage die Klägerin in ihrer Eigen-
schaft als Netzbetreiber und die Beklagte in ihrer Eigenschaft als Anlagenbetreibe-
rin betrifft. Die Stellungnahme hat keine grundsätzliche Bedeutung, da es sich um
die Anwendung der Inbetriebnahmedefinition auf einen Einzelfall handelt und die
Clearingstelle EEG den Begriff der Inbetriebnahme bereits in mehreren Verfahren4

ausgelegt hat.
4Siehe die Übersicht der Clearingstelle EEG unter http://tinyurl.com/q4oe6gn.
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2 Begründung

2.1 Technische Betriebsbereitschaft

Auf Grundlage der vorliegenden Gerichtsakte geht die Clearingstelle EEG davon4
aus, dass die Module der Photovoltaikanlage des Klägers5 am 31. März 2012 technisch
betriebsbereit waren.

Vor der am 1. April 2012 in Kraft getretenen „PV-Novelle“6 war zur Erfüllung5
des Tatbestandsmerkmals der technischen Betriebsbereitschaft notwendig und hin-
reichend, dass die Module technisch dazu in der Lage waren, fehlerfrei Strom zu
erzeugen.7 Es ist vorliegend weder ersichtlich noch von der Beklagten vorgetragen
worden, dass Zweifel an der Funktionstüchtigkeit der PV-Module bestanden.

Die technische Betriebsbereitschaft lag auch bereits am 31. März 2012 vor. Dies ergibt6
sich aus der Erklärung des Monteurs [. . . ] (Blatt 32 der Gerichtsakte).

Ob die technische Betriebsbereitschaft darüber hinaus auch vor dem 1. April 20127
voraussetzte, dass die PV-Module ortsfest installiert waren,8 kann vorliegend offen
bleiben, da nach den zur Gerichtsakte gereichten Lichtbildern die PV-Module zum
31. März 2012 auf dem Dach fest installiert waren.

2.2 Inbetriebsetzung

Die Clearingstelle EEG versteht die vom Gericht gestellten Fragen so, dass nicht8
nur zur technischen Betriebsbereitschaft Stellung zu nehmen ist, sondern auch zur
tatsächlichen Inbetriebsetzung, da ohne eine Inbetriebsetzung keine Inbetriebnahme
im Sinne von § 3 Nr. 5 EEG 2012 gegeben ist und ohne Klärung der Inbetriebsetzung
auch die zweite Frage des Gerichts – bezüglich der geltend gemachten Nachzahlun-
gen – nicht beantwortet werden kann.

5Nachfolgend: „PV-Module“.
6Gesetz zur Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren
Änderungen im Recht der erneuerbaren Energien vom 17. August 2012, BGBl. I S. 1754, abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2012/aenderung1.

7Vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis v. 25.06.2010 – 2010/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2010/1, Leitsatz 5 und Abschnitt 3.2.

8So OLG Nürnberg, Urt. v. 19.08.2014 – 1 U 440/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/2607; Revision anhängig unter Az. VIII ZR 244/14.
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Auf Grundlage der vorliegenden Gerichtsakte geht die Clearingstelle EEG auch da-9
von aus, dass die PV-Module des Klägers am 31. März 2012 in Betrieb gesetzt worden
sind.

Eine Inbetriebsetzung i. S. v. § 3 Nr. 5 EEG 2012 liegt vor, wenn in den PV-Modulen10
Strom erzeugt und dieser Strom außerhalb der Module „verbraucht“ – d. h. umge-
wandelt wird. Dies ist hier im Zuge der Messung mittels Messinstrument („Multime-
ter“) erfolgt. Denn beim Betrieb der Messinstrumente wurde in der Anlage erzeug-
ter Strom außerhalb der PV-Module umgewandelt („verbraucht“).9 Unerheblich ist
hierbei, dass die Multimeter lediglich Spannungswerte anzeigen. Denn bei handels-
üblichen Digital-Multimetern fließt beim Messvorgang, da ein Widerstand anliegt,
auch Strom, unabhängig davon, ob das Multimeter einen Spannungswert (in Volt)
oder die Stromstärke (in Ampere) anzeigt. Aus diesem Grund kann durch das Mes-
sen auch eine Inbetriebnahme im Sinne des EEG ausgelöst werden.10 Eine Ausnah-
me stellt das Messen mit Spannungsmessgeräten dar, in denen kein Strom fließt, so
z. B. im Fall von elektrostatischen Messgeräten. Davon ist jedoch vorliegend nicht
auszugehen.

Die Clearingstelle EEG geht aufgrund der vorliegenden Unterlagen davon aus, dass11
die Inbetriebsetzung bereits vor dem Stichtag 1. April 2012 erfolgte. Dies ergibt sich
zum einen schon aus der E-Mail des Monteurs [. . . ] vom 26. November 2014, wonach
die in den Lichtbildern abgebildeten Stringmessungen am 31. März 2012 erfolgten.
Zum anderen war in der Branche allgemein bekannt, dass bei einer Inbetriebnahme
nach dem 31. März 2012 die Vergütungssätze erheblich niedriger sein würden, so
dass es nach der Erfahrung der Clearingstelle EEG praktisch nicht vorgekommen
ist, dass eine bereits Anfang 2012 installierte Photovoltaikanlage erst zwischen dem
1. und 4. April 2012 in Betrieb genommen worden ist.

Unerheblich ist, wann der Einspeisezähler gesetzt worden ist oder die PV-Module12
erstmals Strom in das Netz der Beklagten eingespeist haben. Denn die Inbetriebnah-
me soll dem Wortlaut der Inbetriebnahmedefinition und dem Willen des Gesetz-
gebers nach nicht von Mitwirkungshandlungen des Netzbetreibers abhängig sein.11

9Clearingstelle EEG, Votum v. 25.03.2015 – 2014/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2014/43, Rn. 40; Clearingstelle EEG, Hinweis v. 25.06.2010 – 2010/1, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1, Rn. 115.

10Vgl. https://www.clearingstelle-eeg.de/beitrag/1434.
11BT-Drs. 15/2864, S. 30; BT-Drs. 16/8148, S. 39; Clearingstelle EEG, Votum v. 03.12.2014 – 2014/29,

Rn. 40 ff., abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2014/29; Clearingstelle EEG, Hin-
weis v. 25.06.2010 – 2010/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1, Leit-
satz 3 und Rn. 84 f., 108; ebenso (zum EEG 2009): OLG Naumburg, Urt. v. 24.07.2014 – 2 U 96/13,
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Der Zählereinbau und der Netzanschluss aber erfordern in der Regel die Mitwirkung
des Netzbetreibers.

2.3 Nachweisfragen

Die Anforderungen an die Nachweisführung sind nach Auffassung der Clearingstelle13
EEG nicht zu überspannen. Hinsichtlich des Zeitpunkts der Nachweisführung be-
gegnet es keinen Bedenken, dass hier die Nachweisdokumente per Post vom 5. April
2012 an die Beklagte versendet worden sind. Der Clearingstelle EEG ist bekannt,
dass in der Praxis zwischen der Inbetriebnahme und dem Eingang der Nachweise
auch deutlich größere Zeitspannen vergehen können. Die Tauglichkeit des Nach-
weises wird dadurch nicht beeinträchtigt. Fünf Tage sind eine vergleichsweise sehr
kurze Spanne. Auch das „Nachschieben“ von Lichtbildern und Erklärungen – hier
durch den Schriftsatz des Klägers vom 1. Juni 2015 (Blatt 24 ff. der Gerichtsakte),
insbesondere mit den Anlagen K5 und K6 – ist in der Praxis in Streitfällen üblich
und verstößt nicht gegen Regelungen des EEG. Das EEG stellt an das Darlegen und
Beweisen insoweit keine strengeren Anforderungen als das allgemeine Zivilrecht.

Soweit die Beklagte rügt, die übersendeten Lichtbilder mit den Multimetern könn-14
ten nicht den streitgegenständlichen PV-Modulen zugeordnet werden, so weist die
Clearingstelle EEG darauf hin, dass es praktisch unmöglich ist, in einem Lichtbild
die Verbindung zwischen dem gemessenen String, dem Multimeter und gar noch der
örtlichen Umgebung darzustellen. Dies ist im vorliegenden Fall aber – vorbehaltlich
der weiteren gerichtlichen Tatsachenwürdigung – unschädlich, da sich die Zuord-
nung aus den weiteren Umständen ergibt, denn der Monteur [. . . ] hat in seiner E-
Mail vom 26. November 2014 erklärt, die Lichtbilder zeigten die Stringmessung der
fraglichen PV-Module. Zudem stimmt die Anzahl der zur Gerichtsakte gereichten
Lichtbilder mit der Anzahl der Strings überein.12

Es begegnet auch keinen Bedenken, zum Nachweis der Betriebsbereitschaft und15
der tatsächlichen Inbetriebsetzung mündliche oder schriftliche Zeugenaussagen bzw.

abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/rechtsprechung/2606, S. 14; OLG Naumburg, Urt. v.
11.07.2013 – 2 U 3/13 (Hs), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/rechtsprechung/2469,
S. 10 f.

12Vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis v. 25.06.2010 – 2010/1, Rn. 116 (zur Zusammenschau mehrerer
Nachweismittel) sowie Rn. 130 ff. (zum Nachweis der Inbetriebnahme eines Strings), abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1.
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-protokolle heranzuziehen.13 Soweit die Beklagte die angebotenen Zeugenaussagen
als „fragwürdig“ in Zweifel zieht, so ist es der Clearingstelle EEG im Rahmen des
Stellungnahmeverfahrens verwehrt, in die Beweiswürdigung einzutreten oder einer
etwaigen gerichtlichen Zeugenvernehmung vorzugreifen. Denn Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens sind allein rechtliche oder technische Fragen, nicht hingegen
tatsächliche.14

2.4 Vergütungsnachzahlungen

Bei einer vor dem Degressionstermin 1. April 2012 im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 201216
technisch betriebsbereiten und in Betrieb gesetzten Anlage hat die Beklagte dem Klä-
ger nach den zu diesem Zeitpunkt maßgeblichen Vergütungssätzen des § 33 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 20a Abs. 3 Nr. 5 EEG 201215

• für den 2012 zur Verfügung gestellten Strom von 6 624 kWh eine um 458,14e,

• für den 2013 zur Verfügung gestellten Strom von 11 336 kWh eine um 784,04e
und

• für den 2014 zur Verfügung gestellten Strom von 12 609 kWh eine um 872,08e

zu geringe Vergütung gezahlt. Denn bei allen Photovoltaikanlagen mit einer instal-
lierten Leistung von bis zu 30 kWp, die ausschließlich an oder auf einem Gebäude
installiert und die zwischen dem 1. Januar und dem 31. März 2012 in Betrieb genom-
men worden sind, ist für jede in das Netz für die allgemeine Versorgung eingespeiste
Kilowattstunde eine Vergütung von 24,43 Cent zu zahlen.16

13Vgl. Clearingstelle EEG, Votum v. 25.03.2015 – 2014/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2014/43, Rn. 39; Clearingstelle EEG, Votum v. 29.04.2013 – 2013/22, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2013/22, Rn. 26; Clearingstelle EEG, Hinweis v. 25.06.2010 –
2010/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1, Leitsatz 6 und Rn. 122.

14BT-Drs. 17/6071, S. 89.
15Jeweils in der bis zum 31.03.2012 anzuwendenden Fassung.
16Vgl. dazu auch die Übersicht der Bundesnetzagentur „Degressions- und Vergütungssätze für Strom

aus solarer Strahlungsenergie nach §§ 32 und 33 EEG ab dem 1. Januar 2012“, abrufbar unter
http://tinyurl.com/np92lr6, zuletzt abgerufen am 01.09.2015.
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2.5 Bundesweiter Ausgleich und nachträgliche Korrektur

Soweit die Beklagte rügt, sie könne etwaige Nachzahlungen nicht an den Übertra-17
gungsnetzbetreiber wälzen, so verkennt sie, dass die Beklagte – sofern das Gericht
im Sinne des Klägers urteilt – aufgrund dieses Urteils etwaige Nachzahlungen noch
nachträglich in den bundesweiten Ausgleich einstellen kann. Dies ergibt sich unmit-
telbar aus der Regelung zur nachträglichen Korrektur, § 62 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014.

Dr. Lovens Richter Dr. Winkler
urlaubshalber vertreten
durch Dr. Pippke
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